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Der Schock des bewafneten Überfalls Russlands auf die Ukraine hat auch in der LINKEN einen 

Nachdenk- und Diskussionsprozess ausgelöst. Wo haben wir falsch gelegen, was häten wir 

früher erkennen müssen, welche Schlüsse sind daraus zu ziehen? Initiert von den prominenten 

Mitgliedern Özlem Demirel,  Christne Buchholz und Heinz Bierbaum kursiert nun ein Aufruf, der

in konsequenter Umkehr des bekannten Hannes Wader-Liedes lauten könnte: „Alles bleibt, 

alles bleibt, wie es war.“ htps://linke-gegen-krieg.de/ Nun mag trutzige Selbstbehauptung 

inmiten einer Welt aus den Fugen eine naheliegende Reakton sein. Das Maß an 

Realitätsverleugnung in diesem Beitrag jedoch ist erschreckend.

Die Überschrif des Textes – Die LINKE und der Krieg - ist bereits Programm: Es geht nicht um 

den laufenden Krieg, dessen Ursachen, Triebkräfe oder um unmitelbare Lösungsvorschläge. 

Zwar werden eingangs die heute einschlägigen Formeln benutzt – „Verurteilung des 

verbrecherischen Krieges Putns“ und „Solidarität mit der Ukraine“ – doch bleiben diese Sätze 

im Weiteren belanglos, folgenlos. Schließlich geht es den Autor*innen um „den“ Krieg 

schlechthin und um die Bekräfigung bisheriger Positonen. Was wir dort lesen, ist daher nicht 

sonderlich originell: Krieg wird im Interesse des Kapitals geführt. Die Welt von heute ist durch 

imperialistsche Rivalitäten bestmmt, wobei es keine Rolle spielt, ob es sich dabei um Mächte 

wie USA, China, Russland oder die EU handelt. Das hohe Abstraktonsniveau des Globalurteils 

„Kapitalismus=Imperialismus=Krieg“ hat den großen Vorteil, dass man nun den bisher 

eingängigen Kanon an NEINs nur noch bekräfigen muss: Nein zur NATO, Nein zur Bundeswehr, 

Nein zur EU-Militarisierung, Nein zu Wafenlieferungen, Nein zu Sanktonen etc. 

Das Problem, das sich dann leider aufut: Wie soll das Morden in der Ukraine gestoppt werden?

Es bleiben Appelle: Der Krieg solle unverzüglich beendet werden. Aber wer soll den Krieg 

beenden? Und warum sollte er es tun, wenn er mit Gewalt seine Kriegsziele erreichen kann? 

Deeskalaton sei das Gebot der Stunde, lesen wir. Wer soll deeskalieren? Joe Biden, die Scholz-

Regierung, die ukrainische Führung oder Wladimir Putn? Slogans reichen nicht.  

Wer in dieser schwierigen Lage substantelle Antworten von links geben will, der wird mehr 

Gehirnschmalz aufwenden müssen. Daher ist eine Vorbemerkung vor den nachfolgenden 

Textbausteinen unumgänglich: Putn`s Krieg bleibt Putn`s Krieg. Dennoch ist es notwendig, sich 

mit den geoökonomischen und geopolitschen Entwicklungen und Dynamiken der letzten 

dreißig Jahren zu beschäfigen, die zu der Lage geführt haben, die wir heute vorfnden. Andreas 

Zumach hat dies in seinem vorzüglichen Artkel „Putns Krieg, Russlands Krise“ in der Le Monde 
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Diplomatque, Ausgabe März 2022, getan. Dabei verweist er zu Recht in seiner historischen 

Einordnung darauf hin, welchen Anteil auch „der Westen“, namentlich die USA, die NATO und 

die EU an der Entstehung und der Eskalaton des Konfikts haben. Es geht hier weniger um 

Schuldzuweisungen, als darum, Fehler und Torheiten der herrschenden Politk aufzuarbeiten, 

die beachtet werden sollten, wenn man Vorschläge für eine gedeihlichere Zukunf entwickeln 

will.  Wichtg scheint mir auch eine genauere Betrachtung der Metamorphosen, die einzelne 

Akteure bzw. Akteursgruppen im Zuge dieser Rivalitäten durchlaufen haben. Das trif nach 

Lage der Dinge insbesondere auf Russland zu. Gerade hier ist die Prüfung linker Denkmuster der

Vergangenheit unumgänglich. Und man kommt nicht um eine Analyse herum, wie sich die 

Verhältnisse in der Ukraine selbst  mit Blick auf die Konfiktachse NATO/EU vs. Russland 

entwickelt haben, welchen Einfuss diese Konstellaton auf innergesellschafliche Prozesse hate

und hat. Der US-amerikanische Wissenschafler Tony Wood (New York University) hat dies in 

seinem Text  Matrix of War sehr akribisch nachgezeichnet; an seiner Studie kommt nicht vorbei,

wer eine ernsthafe Debate aus linker Sicht über den Ukraine-Krieg führen will. (Tony Wood, 

Matrix of War, New Lef Review 133/134, JanApr2022)
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Realitätsverweigerung Nr. 1: Krieg ist gleich Krieg

Der gegenwärtge Krieg ist dadurch gekennzeichnet, dass es einen Angreifer und einen 

Angegrifenen gibt. Es kann deshalb keine Äquidistanz geben und auch keine Gleichbewertung 

von Kampfandlungen, wenn die einen der Verteidigung, die anderen aber dem Angrif, der 

Eroberung und Unterwerfung dienen und (wenn sich Vorwürfe bewahrheiten) in deren Vollzug 

Kriegsverbrechen begangen werden. Das Putn-Regime hat die Ukraine überfallen, deren 

Eigenständigkeit, ja deren Existenz schlechthin, gewaltsam beendet werden soll, obwohl das 

Land weder eine autonome noch eine Bündnis-gebundene Bedrohung darstellt. Damit verstößt 

Russland gegen sämtliche einschlägigen Normen des Internatonalen Rechts (insbesondere 

Gewaltverbot, Respekterung der Unabhängigkeit der Mitgliedsstaaten), denen es als ständiges 

Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Natonen besonders verpfichtet sein muss. Auch 

eine Nichteinhaltung des Minsk II-Abkommens durch die Ukraine lässt sich nicht als Bedrohung 

Russlands darstellen. Dies allein rechtertgt nichts als verstärkte diplomatsche Anstrengungen 

und keinen Angrifskrieg, der paradoxerweise vornehmlich zu Zerstörungen in den Teilen des 

Landes geführt hat, die Moskau vorzugsweise „eingliedern“ will.  Es ist kein Zufall, dass im 

Aufruf von  Demirel/ Buchholz/ Bierbaum der Artkel 51 der UNO-Charta keine Erwähnung 

fndet. Dort ist das Recht jedes angegrifenen Landes zur Selbstverteidigung festgehalten. Und 

die UN-Mitglieder sind zur Hilfeleistung aufgerufen. Die Ukraine hat sich dafür entschieden, von

diesem Grundrecht Gebrauch zu machen. Bierbaum/ Demirel/ Buchholz wollen genau diesen 

Punkt umgehen. Der frühere Bundestagspräsident Wolfgang Thierse hat zu dieser Form des 

Pazifsmus richtg bemerkt: „Von sich selbst mag man vernünfige Wehrlosigkeit verlangen 

können. Aber von anderen? Das wäre Pazifsmus auf Kosten anderer. Das wäre nur eine 

Solidarität des eigenen Wohlgefühls.“ Thierse, in FAZ …

Realitätsverweigerung Nr. 2: Die Mächtgen bestmmen die Geschichte, nicht die Menschen

Es handele sich im Ukraine-Krieg um einen Machtkampf zwischen dem Westen (NATO, USA/EU)

und Russland, heißt es bei Demirel/ Buchholz/ Bierbaum. Nicht ganz falsch. Aber:  In dieser 

Weltsicht kommen zivilgesellschafliche Akteure, ja die Menschen in den jeweiligen 

Gesellschafen nicht vor. Es sei denn als Ausführende von Plänen, die anderswo – von den 

Machtzentralen, den Geheimdiensten und Medienmanipulatoren – ausgeheckt worden sind. In 

der Ukraine hat sich nach einem Jahrzehnt des Desasterkapitalismus von 1990f. und der 

Etablierung oligarchischer Herrschaf der Streit um eine Orienterung am westlichen 

Kapitalismus oder einer Fortsetzung russischer Obhut entwickelt. In der Orangenen Revoluton 

2004 und dem Maidan-Aufstand 2014 hat sich das Bedürfnis eines wachsenden Teils der 

Bevölkerung nach Wohlstand und Freiheit, wie man sie bspw. in der EU verwirklicht sah, Bahn 

gebrochen und dies musste von den herrschenden Eliten zumindest verbal aufgrifen werden. 
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Aus freien Stücken schloss eine ukrainische Regierung daher ein Assoziierungsabkommen mit 

der EU ab, dem Russland mit ultmatven Forderungen und Drohungen begegnete. Als die 

Moskau-freundliche Janukowitsch-Regierung sich diesem Druck beugen wollte, löste sie die 

Revolte auf dem Maidan aus. In dieser Massenbewegung vor allem junger Menschen ging es 

elementar darum, dass man nicht länger die Abhängigkeit der Ukraine unter Russland ertragen 

wollte. Je mehr sich in der Folgezeit die russische Hetzpropaganda gegen eine eigenständige 

Ukraine entlud, desto stärker wurde das Verlangen, auf eigenen Füßen zu stehen. Als Lektüre 

dazu sei das Buch von Irina Scherbakowa/ Karl Schlögel, Der Russland-Refex, Hamburg 2015, 

empfohlen. 

Aber Vorsicht: Ein naiv-schwärmerisches Verhältnis zu diesen zivilgesellschaflichen 

Bewegungen, wie es Teile der Grünen an den Tag legen, ist nicht angebracht. Seit den Tagen 

des Maidan ist eines der Probleme die nicht existente klare Abgrenzung zwischen dem liberalen

Teil und dem rechtsextremen Teil dieser Bewegung. Die Rechtsradikalen haben bei den letzten 

Wahlen schwach abgeschniten (unter 3 Prozent), sind aber auf der Straße auch wegen ihres 

Organisatonsgrades stark präsent und prägen Öfentlichkeit und staatliche Politk nicht 

unerheblich. Einschränkungen der Betätgungsfreiheit für kritsche oder linke Gruppen können 

dafür als Indiz dienen. 

Ob diese Kräfe nach dem Krieg weiter Oberhand gewinnen oder aber durch eine eindeutg 

freiheitliche Orienterung zurückgedrängt werden, wird nicht zuletzt vom Verlauf der weiteren 

Ereignisse abhängen. In jedem Fall kann gesagt werden, dass die hier gemachte Einschränkung 

nichts daran ändert, dass der historische Trend Richtung natonaler Eigenständigkeit und 

Anlehnung an das westliche, liberale Europa durch Putns Krieg auf Dauer festgeschrieben ist. 

Dazu braucht es weder George Soros noch die CIA. 

Es ist evident: Diese Natonalstaatswerdung von unten bildet die Grundlage für den enormen 

Widerstand, den die Ukrainerinnen und Ukrainer den Aggressoren leisten. Und der Wille eines 

Großteils der Bevölkerung, einen eigenen Weg zu gehen und sich nicht – nach Jahrzehnten der 

Russifzierung – dem „übermächtgen“ Nachbarn zu unterwerfen, ist allzu verständlich.

  

Realitätsverweigerung Nr. 3: Alle Kapitalismen sind gleich

Auch wenn die allgemeine Aussage, dass es sich um einen Machtkampf zwischen verschiedenen

Kapitalismen handele, nicht aus der Luf gegrifen ist, so besteht dennoch die Notwendigkeit, 

die konkreten Handlungen der verschiedenen Akteure jeweils zu bewerten. Richtg ist, dass sich

die USA die Ukraine als Feld ausgesucht haben, um den möglichen weltpolitschen Rivalen 

Russland dauerhaf zu schwächen. Daher ihre starke Präsenz vor 2014, auf dem Maidan und 

erst recht danach. Richtg ist, dass die EU-Kommission rigoros und kompromisslos das 

Assoziierungsabkommen durchsetzen wollte. Diese Staaten und westliche Stfungen etc. haben

sich massiv eingemischt. Dass sie dabei nicht nur philanthropische Motve verfolgten, kann 

unterstellt werden. Daran kann man, nein, sollte man Vieles kritsch sehen,  ein Verbrechen  ist 
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es nicht. Die andere Seite der Medaille ist: Als sich Präsident Janukowitsch nach Russland 

absetzte, weil er infolge der Maidan-Revolte keine Mehrheit im Land mehr hate (!), antwortete

Putns Regime mit der gewaltsamen und völkerrechtswidrigen Annexion der Krim und der 

militärischen Unterstützung einer durch nichts legitmierten militanten Separatstenbewegung 

im Donbass. Nota bene: Die Einen traten auf Kundgebungen auf, spendeten Geld, die Anderen 

eröfneten einen Krieg. Wer diesen qualitatven Unterschied einebnet, ist nicht nur 

realitätsblind, sondern muss sich den Vorwurf gefallen lassen, dass für ihn das Völkerrecht 

keine substantelle Bedeutung hat. 

Realitätsverweigerung Nr. 4: Der imperialistsche Charakter des Putn-Regimes

Wer sich eingehender mit den Voraussetzungen für die aggressive Politk Russlands im 

postsowjetschen Raum beschäfigt, wird gewiss auch „kapitalistsche“ Gründe fnden. Nicht 

zuletzt, weil das russische Regime auf der fossil-industriellen Produktonsweise und einer 

exzessiven Rüstungsexportpolitk aufsetzt. Auch der Versuch, den Zusammenbruch des 

sowjetschen Imperiums durch ausgreifende, auf Gewaltmitel gestützte Außenpolitk 

(Geopolitk) zu revidieren, kann man in einem weiten Sinne dem „Geist des expansiven 

Kapitalismus“ zuschreiben. Aber eine hinreichende Begründung für Putns Politk sind diese 

Beschreibungen nicht. Ob die russischen Oligarchen scharf auf diesen Krieg gewesen sind, ist 

nirgends belegt. Und im Hinblick auf die ukrainischen Eroberungen sei darauf hingewiesen, dass

in dem [von] Russland de facto aggregierten Teil der Donbass-Region seit 2015 über 40 

Bergwerke geschlossen und über 60.000 Arbeiter entlassen wurden. Erfolgreiche 

Kapitalvermehrung und Ressourcenplünderung sieht anders aus. Der bereits erwähnte Tony 

Wood schreibt dazu, dass sich die wirtschafliche und die territoriale Logik der russischen 

Macht nach 2014 ofenkundig entkoppelt haben: „In den Jahren des Rohstofooms der 2000er 

Jahre waren Russlands geopolitsche Prioritäten und die Interessen seiner Kapitalisten 

weitgehend deckungsgleich, wobei die Machtprojekton im „nahen Ausland“ mit dem 

Investtonsstreben russischer Unternehmen in Übersee vereinbar war. …In der Ukraine waren 

diese beiden Logiken in einem ungewöhnlichen Ausmaß miteinander verwoben, vor allem 

aufgrund der Rolle ihrer Pipelines für den Transport von russischem Gas zu den europäischen 

Märkten. Nach 2014 wurden die beiden Logiken jedoch getrennt: Der Donbass-Krieg führte zur 

physischen Zerstörung vieler Industrieanlagen in russischem Besitz, während die Krim-Annexion 

zu westlichen Sanktonen führte, die sowohl Investtonen nach innen als auch nach außen 

behinderten. Die Tatsache, dass der Kreml diese Sanktonen für erträglich hält, zeigt, dass sich 

das Wesen der russischen Macht grundlegend verändert hat.“ (deutsche Übersetzung: Klaus 

Dörre)

Wie die verdienstvolle kritsche, materialistsche und neo-marxistsche Forschung vergangener 

Jahrzehnte gezeigt hat, ist Politk nie einfach Verlängerung irgendwelcher Interessen von 

Kapitalisten, zumal es „das“ Kapital als handelndes Subjekt ohnehin nicht gibt. Daher müssen 
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wir über die Renaissance ethno-natonalistscher Politken und den damit verbundenen 

Parteien, Bewegungen, Stfungen usw. reden, die sich – vom Patriarchen Putn gefördert – in 

den letzten beiden Jahrzehnten im Lande ausgebreitet haben. Die Folge: Eine massive 

Einschränkung der zivilgesellschaflichen Spielräume, eine eindimensional ausgerichtete 

Medienlandschaf, verschärfe Repression gegen jegliche Oppositonstätgkeit, 

Wahlmanipulaton etc. pp. In einem Satz: Die Hinwendung zu einem autoritären 

Herrschafssystem, das diesen Herrschafstyp auch im erweiterten geopolitschen Umfeld 

bewahren bzw. etablieren will. Die Autor*innen des hier kritsierten Textes fallen im Übrigen 

noch hinter die begrenzten und irreführenden Defnitonen des Faschismus als „Diktatur der 

reaktonärsten Teile des Finanzkapitals“ durch die Kommunistsche Internatonale 1935 zurück, 

die ebenfalls die Verselbständigung politscher Macht negierte.

Warum sonst hat sich Putn in Belarus eingemischt und die Repression gegen die dortge 

Demokratebewegung unterstützt? „Russki Mir“, die russische Welt soll wieder erstehen, in 

alter Pracht und Größe. Naomi Klein hat für diesen Politktyp, den wir bei Trump und Putn und 

anderswo studieren können, den trefichen Begrif einer „toxischen Nostalgie“ geprägt. Klaus 

Dörre greif (nachdem er Kurzschlüsse bzgl. des Verhältnisses von  Kapital und imperialer Politk

abgeräumt hat) auf einen Begrif des britschen Pazifsten Edward P. Thompson zurück: 

„Exterminismus“ („Drang zur Auslöschung“). Damit kann er an seine Untersuchungen der 

heutgen globalen Krisenlandschafen, die elementar mit der drohenden ökologischen 

Katastrophe verbunden sind, anschließen und den sich daraus entwickelnden internatonalen 

Konstellatonen auf den Grund gehen. Die besondere Aggressivität des russischen Regimes 

erklärt sich aus dem machtpolitsch randständigen Status, in den das Land trotz Atomwafen 

und Weltmachtanspruch nach 1990 geraten ist. Dieser Status droht sich durch die Fixierung 

Russlands auf eine anachronistsch werdende fossil gestützte Wirtschafsweise weiter zu 

verschärfen. Der Exterminismus fußt in diesem Fall auf postzaristschem Großmachtstreben, 

natonalistscher Mobilisierung, Repression, Führerkult, „Totalisierung politscher Macht“, um 

diesem Absteg „ohne Rücksicht auf Verluste“ entgegenzuwirken. Dieser Zuspitzung der Analyse

versuchen Bierbaum/ Demirel/ Buchholz zu entgehen, was einen trifigen Grund hat: Man 

braucht sich nicht länger mit dieser spezifschen Dramatk und sich daraus ergebenden 

Risikoabwägungen aufzuhalten, sondern kann sich auf die bewährten Erklärungsmuster und 

Reaktonsweisen zurückziehen. 

Diese verkürzten Erklärungsmuster verlängern einen blinden Fleck einer westeuropäisch 

geprägten Geschichtsschreibung des 20. Jahrhunderts und verhindern Verständnis wie 

Auflärung gegenüber der erbiterten politschen Auseinandersetzung zwischen den 

Regierungen osteuropäischer EU-Mitgliedsländer und Russlands in Fragen der 

Erinnerungskultur und historischen Aufarbeitung von Faschismus und Stalinismus anstelle ihrer 

Gleichsetzung hinsichtlich der Kriegsschuld im 2. Weltkrieg, die u. a. in der Geschichtsresoluton

des Europaparlaments im September 2019 festgeschrieben wurde.
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Litauen und Letland, die erst 1939/40 von der Roten Armee und dann 1941 von der 

Wehrmacht besetzt wurden, kollaborierten, zum Teil, ebenso wie ein Teil der polnischen 

Gesellschaf, im 2. Weltkrieg mit den Nazis und beteiligten sich an der Vernichtung jüdischer 

Mitbürgerinnen (Warschauer und Rigaer Gheto), was sie heute weniger thematsieren und 

aufarbeiten als die mehrfache sowjetsche Besetzungsgeschichte und deren Gewaltverbrechen 

(Katyn). 

Osteuropas unaufgearbeitete Kriegs- und Nachkriegsgeschichte ist zugleich ein Background der 

NATO-Osterweiterung nach 1989/90, die von osteuropäischen Staaten selbst forciert wurde 

und damit zugleich Bruchlinien des Kalten Krieges nur um einige Kilometer nach Osten 

verschob, stat sie aufzuarbeiten und die Chance zu eröfnen, den Zweck des Nordatlantschen 

Bündnisses in den 90ern auf den Prüfstand zu stellen. Dass sich Putn in der ideologischen 

Begründung des Krieges gegen die Ukraine insbesondere der anerkannten Formel der 

Entnazifzierung bedient, obwohl seine Unterstützung von Rechtspopulisten in Westeuropa 

bekannt ist, basiert auf der in der Russischen Bevölkerung zu Recht tef verwurzelten 

Anerkennung der Roten Armee als Befreierin vom deutschen Hitlerfaschismus.

Realitätsverweigerung Nr. 5: Die bürgerliche Demokrate und die liberalen Werte sind bloß 

Schein

Wie berichtet schreiben Demirel/ Buchholz/ Bierbaum davon, dass es in der Ukraine-Krise nicht 

um die Angst Putns vor demokratschen Bestrebungen gehe, sondern um Kapitalinteressen. 

Dies ergibt sich nach ihrem Befund schon daraus, dass es den imperialistschen Staaten nie um 

Demokrate und Freiheit gehe. Das läuf logischerweise darauf hinaus, dass wir es in den 

„bürgerlichen Gesellschafen der Neuzeit“ im Wesentlichen mit Fassadendemokraten zu tun 

haben. Der heute gern bemühte Gegensatz zwischen Demokraten und Autokraten als 

internatonale Konfiktachse wäre somit ein Scheingegensatz, der keine Entsprechung in der 

Realität habe. 

Nun kann keine Rede davon sein, dass „der Westen” Musterdemokraten versammelt und sich 

global um deren Ausbreitung bemühe. Aber schon Kalle Marx wusste, dass die Bourgeoisie, um 

an die Macht zu gelangen und sie zu behaupten, humanistsche Werte, die im Interesse Aller 

liegen, formulieren muss, die sie aber dann nicht konsequent einlöst und ggf. auch zur 

Dispositon stellt. Dieser Druck zur Legitmaton bürgerlicher Herrschaf manifestert sich – je 

nach Verlauf der Klassenkämpfe und der Kräfeverhältnisse – in kodifzierten Rechten für die 

Gesamtheit der Bürgerinnen und Bürger (also auch der Arbeiterschaf). Diese Rechte bleiben 

umkämpf. Die Geschichte hat gezeigt, dass diese Kristallisatonen extrem wichtge 

Kampfpositonen für diejenigen sind, die eine konsequent emanzipatorische Gesellschaf 

durchsetzen wollen. Ein Blick in die Länder, in denen es diese Rechte nicht gibt (siehe Russland 

heute), reicht als Beleg. Es ist eine zentrale Schwäche einer sich besonders „radikal” 
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verstehenden Linken, dass sie dieses Legitmatonsproblem und sich daraus entwickelnden 

Errungenschafen in den demokratsch verfassten Kapitalismen notorisch negiert – und damit 

Bündnismöglichkeiten in der Gesellschaf und Potentale ihrer emanzipatorischen 

Transformaton verspielt. 

In dieser Verkürzung, die keine Unterscheidung zwischen bürgerlicher Gesellschaf und deren 

kapitalistscher Widerspruchsbewegung kennt, ist die EU dann ausschließlich auf dem Wege in 

eine Militärunion und abzulehnen. Wie sie zu einem demokratschen politschen Projekt 

werden kann, einschließlich einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitk, und welche 

Ansätze sie dazu mit dem seit 1979 agierenden Parlament schon hat, fallen bei einer 

vereinfachten Sicht auf sie als bloßes Ausführungsinstrument eines imperialen Machtblocks 

letztlich unter den Tisch. Ablehnungen imperialer Handelsverträge wie ACTA oder TTIP oder der

Kurswechsel der EZB weg vom Vorbild der Deutschen Bundesbank werden damit aus der 

schmalen Erfolgsgeschichte des Projektes getlgt und der laufende Kampf um einen 

Europäischen Mindestlohn, gegen die Schuldenbremse oder für eine humane Flüchtlingspolitk 

letztlich auf den natonalen Rahmen verwiesen. Hat die Linke jedoch nur Negatvantworten, 

wird sie auch nicht als eine Kraf wahrgenommen werden, die die europäische Integraton 

befürwortet und weiterentwickeln will.  

In der krisengeschütelten Welt unserer Tage ist der Kampf um Demokrate und Grundrechte zu

einem Kardinalthema der internatonalen Arena geworden. Die extreme Rechte hat sich 

globalisiert (die Trumps, Bolsonaros, Orbans, Putns, Le Pens usw. usf.) und macht auf breiter 

Front gegen demokratsche Positonen mobil. Gerade daher ist es eine elementare Aufgabe der 

Linken, sich als konsequente demokratsche, europäische und internatonalistsche Kraf zu 

proflieren und zugleich an breiten demokratschen Allianzen, die auch Staaten bzw. 

Staatengruppen umfassen muss, mitzuwirken.

Bei historischen Analogien gilt es vorsichtg zu sein. Aber manches erinnert dann doch an die 

Krisenzeit nach 1930 und den Generalangrif der politschen Rechten auf Demokrate und eine 

„liberale Weltordnung”. In dieser Situaton hat die Linke, zumal in Deutschland, historisch 

versagt. Der VII. Weltkongress der Kommunistschen Internatonale hat 1935 die Negaton des 

Unterschieds zwischen demokratschen und diktatorischen Herrschafsformen hart kritsiert 

und radikal mit der sektererischen Verengung der kommunistschen Bewegung abgerechnet. Er

rief statdessen zu breiten Bündnissen auch mit den „bürgerlichen Demokraten” auf. Leider war

dieser Appell - wie sich danach zeigte – im Wesentlichen taktsch motviert und hat diese 

Bewegung nie durchdrungen. Dies wirkte bis in ihren schmählichen Niedergang nach 1989. 

Wollen wir daraus lernen oder nicht?

Realitätsverweigerung Nr. 6: Gegen militärische Gewalt kann man nichts ausrichten

Der bewafnete Konfikt in der Ukraine lasse sich nicht militärisch lösen, schreiben die 

Autor*innen des Antkriegs-Appells. Der Logik des Textes folgend, häten sich die Ukrainer nicht
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militärisch wehren, sondern unterwerfen sollen. Im Klartext: Putn häte sein Ziel, die Ukraine 

zu besetzen, ein Marionetenregime zu etablieren und als eigenen Staat auszulöschen, mit 

militärischer Gewalt erreicht. Auch eine „Lösung“. Dass dies zunächst vereitelt wurde, hat vor 

allem einen Grund: Die ukrainische Gegengewalt, die zu einer natonalen Erhebung gegen die 

drohende Fremdherrschaf wurde. Jetzt droht immer noch eine militärische (Teil-)Lösung: 

Russland besetzt die gesamte Donbass-Region, möglicherweise bis Odessa und gründet dort 

einen neuen Quasi-Staat „Novorossija“, der entukrainisiert und Russland beigeordnet ist. Die 

fortgesetzten Angrife auf die Städte und die kritsche Infrastruktur sollen die ukrainische 

Regierung dazu bringen, die gewaltsam erreichten Veränderungen anzuerkennen und einer 

„Westorienterung“ abzuschwören. Auch dies wäre eine militärische Lösung. 

Nun wird man nicht jedem angegrifenen Land empfehlen, sich militärisch zu wehren. Sollte die 

Republik Moldau Opfer russischer Aggression werden, täte sie gut daran, sich auf zivilen 

Widerstand zu verlegen und darauf hofen, gestützt auf internatonale Solidarität den längeren 

Atem zu haben. Überhaupt ist es eine schwierige Güterabwägung, welcher Preis durch 

militärische Gegenwehr, den auch dadurch verursachten Zerstörungen und Opfern zu zahlen ist

und in welchem Verhältnis dies zu einem erreichbaren Ergebnis steht. Dies wird auch die 

ukrainische Regierung nach dem Ende des Krieges zu bilanzieren haben. Aber die Möglichkeit, 

sich bewafnet gegen Aggressoren zu wehren, die ein Land dauerhaf unterwerfen sollen, a 

priori und generell auszuschließen, läuf darauf hinaus, das Recht des Stärkeren, des 

Skrupelloseren, als internatonale Norm zu etablieren. Sollte dieses Beispiel Schule machen, 

würde es das Ende einer regelbasierten Weltordnung (UN-Charta) bedeuten. Und eine solche 

Welt würde viel mehr Tote, mehr brutale Unterdrückung und Ausbeutung mit sich bringen.

Realitätsverweigerung Nr. 7: Soldaten sind sich alle gleich 

Noch einmal: Die Aussage bei Bierbaum et al., Konfikte ließen sich „nicht militärisch lösen“ 

würde jeder Soldat/jede Soldatn der Bundeswehr in dieser Allgemeinheit unterschreiben und 

hinzufügen, dass es von der Politk abhänge, ob ein militärischer Einsatz zur Konfiktlösung 

beitragen (!) könne. Der Beitrag könne etwa darin bestehen, exzessive Gewalt zu deeskalieren 

oder darin,  Zeit für Verhandlungen zu gewinnen, etc. pp. Dabei würde refektert, dass das 

Militär ein Instrument ist, um bestmmte, begrenzte Ziele zu erreichen. Nicht mehr und nicht 

weniger. Man kann sich auf militärische Mitel stützen, um Flüchtlinge abzuwehren, im 

Mitelmeer bspw., aber auch um Flüchtlinge in bedrängter Notlage zu evakuieren (Kabul, 

August 2021), man kann mit Soldaten Länder überfallen und viel Leid verursachen, aber als 

Blauhelm-Kontngent auch der Überwachung von Wafenstllständen bzw. Friedensabkommen 

zuarbeiten, Streitkräfe können Gewalteskalaton befördern, aber auch von Gewaltanwendung 

abschrecken. Die Erfahrungen militärischer Interventonen der vergangenen Jahrzehnte (Irak, 

Afghanistan, Libyen) sind starke Belege, dass man mit Militär eher Unheil anrichtet und stabilen

Frieden nicht herstellen kann. Die wafenstarrende, nuklear hochgerüstete bipolare Welt nach 
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1945 war auch alles andere als stabil und friedenssichernd. Daher bleibt es ein linkes Essental, 

sich militärkritsch aufzustellen und für die allgemeine und vollständige Abrüstung einzutreten! 

Diese Welt werden wir aber nur durch langwierige Friedensprozesse innerhalb von 

Gesellschafen, zwischen ihnen und durch internatonale Abkommen erreichen. In der 

Zwischenzeit werden wir uns mit der Existenz von Streitkräfen arrangieren müssen. Uns sollte 

es dann darauf ankommen, dass a) die Armeen strikt auf Verteidigung ausgerichtet sein 

müssen, b) nur im strikten Einklang mit der UN-Charta eingesetzt werden, dass es c) immer um 

gerechte Friedenslösungen gehen muss und d) die internatonale Gemeinschaf sich um einen 

steten Prozess der Rüstungskontrolle und der Abrüstung bemühen muss. Auf dieser Grundlage 

wird die LINKE ihr „Nicht-Verhältnis” zur Bundeswehr überwinden müssen und konstruktve 

Vorschläge zu machen haben, welchen Aufrag die Truppe, mit welchen Fähigkeiten leisten soll.

Sich aus den aktuellen Bedrohungen mit den alten Formeln davonstehlen zu wollen, wird nicht 

länger gehen. 

Realitätsverweigerung Nr. 8: Alles ist verhandelbar  

Als Lösung für den Ukraine-Krieg schlagen Bierbaum/ Demirel/ Buchholz vor, dass man auf 

Verhandlungen drängen solle. Verhandlungen zu fordern ist immer richtg. Aber der 

illusionslose Blick auf die Realitäten ist notwendig, um nicht im lufleeren Raum zu agieren und 

um angemessene Antworten zu fnden. Diplomatsche Bemühungen gab es im Vorfeld des 

Krieges zuhauf. Auch Kompromisse wurden angeboten (militärische De-Eskalaton, Aufschub 

der NATO-Mitgliedschaf). Russland hat in diesem Rahmen einen Forderungskatalog vorgelegt 

(Verträge), der erkennbar für alle Seiten gänzlich unrealistsch war. Drei Tage nachdem der 

französische Präsident Emanuel Macron seine Verhandlungen in Moskau dahingehend 

zusammenfasste, „eine Lösung des Konfikts ist möglich“ (was ja nur heißen konnte, dass man 

sich hinter den Kulissen scheinbar nahe gekommen war), felen die russischen Truppen 

(ofensichtlich von langer Hand vorbereitet) in die Ukraine ein. Trotz der Kampfandlungen hat 

es seitdem zahlreiche Gespräche gegeben. Präsident Selensky hat Verhandlungen über einen 

Neutralitätsstatus des Landes angeboten, dabei allerdings nachvollziehbar auf 

Sicherheitsgaranten gedrängt. Was den Donbass betrif, sollte man, so Selensky, ein neues 

Abkommen vereinbaren, selbst in der Krim-Frage hat er Entgegenkommen angedeutet. 

Ofenkundig nutzt Moskau, das auf diese weit reichenden Angebote nicht eingeht, die 

Diplomate bisher vor allem als Nebelvorhang, um die Aggression uneingeschränkt fortsetzen zu

können. 

Daher läuf der zeitlose Appell, dass man an den Verhandlungstsch zurück müsse, nur auf 

Selbstberuhigung hinaus. Appelle gibt es zur Genüge. Der UN-Generalsekretär hat appelliert, 

die UN-Generalversammlung hat mit 141 Stmmen zum unverzüglichen Ende der Gewalt und 

dem Truppenrückzug aufgerufen. Mehr diplomatscher Druck geht nicht. Nur auf die Diplomate
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zu verweisen, zeugt nur von großer Hilfosigkeit. Wenn zudem alle anderen Mitel abgelehnt 

werden – ökonomisch, militärisch – was bleibt noch? Kapitulaton!

Statdessen gilt es doch darüber nachzudenken, wie man durch die materiellen Verhältnisse 

maximalen Druck auf Putn und seine Gefolgschaf aufauen kann. Und man wird den Preis für 

seine Aggression maximal hochtreiben – unter Beachtung der damit verbundenen Risiken. Dies 

kann nur auf zweierlei Weise geschehen. Durch militärische Gegenwehr bzw. deren 

Unterstützung und durch harte wirtschafliche Maßnahmen, um die kriegerischen 

Möglichkeiten des Regimes zumindest mitelfristg drastsch zu beschränken. Dies können 

fnanzpolitsche Schrite sein, Beschränkungen des technologischen Austauschs und – ganz 

wesentlich – die Beendigung der Zusammenarbeit bei den fossilen Energien, denn deren 

Ausbeutung sichert die Kriegsfähigkeit Moskaus zumindest indirekt. Nur wird sich diese 

Kooperaton nicht auf einen Schlag bewerkstelligen lassen. Und es sind bitere Kröten zu 

schlucken. Während sich die USA u.a. an das Feindesland Venezuela wenden, reist 

Wirtschafsminister Habeck nach Katar, um russisches Erdgas substtuieren zu können. Die alte 

Abhängigkeit von Russland wird fast schon ironischerweise durch die Abhängigkeit von 

umweltschädlichem Flüssiggas made in USA ersetzt. Was ist die Alternatve? Eine tefe 

Wirtschafskrise hier zuzulassen und einfach Konsumverzicht zu üben? Präsident Putn würde 

sich freuen, auch in der Annahme, am längeren Hebel zu sitzen und energisch weitermachen. 

Was also sonst?

Die Sanktonen und ihre Folgen harsch zu kritsieren, wie es Bierbaum/ Demirel/ Buchholz tun, 

ist billig. Unterm Strich bleibt, dass ihre Positon darauf hinausläuf, Putns Regime nicht weh 

tun zu wollen. Und für die Solidarität mit der Ukraine soll hierzulande kein Preis gezahlt 

werden. Der deutsche Michel lässt grüßen. Das heißt aber nicht, dass kein Streit über die Art 

und Weise der Sanktonen, ihr Ausmaß, ihre Zielgenauigkeit, ihre Wirkungen und ihre 

Konditonalität zu führen wäre. Merkwürdig nur, dass die Autor*innen des Aufrufs schon genau 

wissen, welche Wirkungen Sanktonen auf das Bewusstsein der russischen Bevölkerung haben 

werden, die zwingend zu deren Ablehnung führen. Welche Wirkungen häte es denn, wenn 

man ihrem Rat folgen würde und die Ukraine häte sich einem russischen Blitzkrieg kampfos 

gebeugt? Häte dies Putns Stellung in Russland gestärkt oder geschwächt? Und wenn die 

Bevölkerung keine Wirkungen des Krieges zu spüren bekäme und statdessen nur mit den 

Erfolgsmeldungen der Spezialoperaton berieselt würde, würde dies Widerstand hervorrufen? 

Auch hier wird das Muster erkennbar: Man sucht sich die Argumente heraus, die die eigene 

Haltung des bloß platonischen Widerstandes begründen sollen. 

   

Schlussbemerkungen

Zum Einen erscheint es uns sinnvoll, Die LINKE setzte sich näher mit dem Aufruf verschiedener 

linker Parteien in Osteuropa und Skandinavien gegen Putns Krieg auseinander, der konkrete 

Solidarität mit dem ukrainischen Volk einfordert. In der Vergangenheit waren LINKE immer ganz

11



erpicht darauf, sich mit Linksparteien anderer Länder zu identfzieren. Heute sollten sie sich 

mindestens deren Positon und Kritk stellen. htps://partarazem.pl/2022/03/lef-solidarity-

with-ukraine/

Zum Anderen wäre es zwingend notwendig, sich mit der Lage ernsthaf zu beschäfigen, in die 

LINKE durch den Krieg geraten ist: Sie ist nicht zu übersehen an einem Scheidepunkt angelangt. 

Entweder es gelingt ihr eine Neuaufstellung, die den veränderten, verdammt schwierigen 

Umständen Rechnung trägt und ihr neue Wirkungsmöglichkeiten eröfnet, oder sie zieht sich in 

ihren Mikrokosmos alter Gewissheiten zurück, der nur völlige Marginalisierung bedeuten kann. 

Dazwischen gibt es nichts. 

Vielleicht hilf zum Schluss doch ein Blick weit zurück. Die Kommunistsche Partei der USA hat in

den 30er Jahren den wohlfahrtsstaatlichen New Deal des Präsidenten Roosevelt mit 

Maximalforderungen kritsiert und sich damit von der Gewerkschafsbewegung entremdet. Mit

ihrer Unterstützung des Hitler-/Stalin-Paktes kam sie im „land of the free“ gar nicht gut an. Ihr 

Kampf gegen den amerikanischen Kriegseintrit gegen den Hitlerfaschismus, weil man sich in 

den Konfikt zwischen Imperialismen nicht einmischen wolle (klingt irgendwie bekannt…) -  eine 

Positon, die sie erst mit dem Angrif der Wehrmacht auf die Sowjetunion aufgab (!) - hat sie als 

antfaschistsche Kraf moralisch diskreditert. Von der darauf folgenden politschen Isolaton 

hat sie sich (auch ein gewisser McCarthy hat daran mitgewirkt) bis heute nicht erholen können. 

Immerhin – Özlem Demirel, Christne Buchholz und Heinz Bierbaum mag es trösten: Sie existert

noch. Aber soll das unsere Perspektve sein?
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